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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Dr. e. h. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
284. Sitzung am 11. Juni 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 25. Mai 1965 verabschiedeten 


Gesetzes über Urheberrecht und verwandte 
Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) 

— Drucksachen IV/270, 1\73401, ^ IV/3401 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Diederichs 

Vizepräsident 


Bonn, den 11. Juni 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 26. Mai 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Diederichs 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckeroi, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 

(Urheberrechtsgesetz) 


1. Zu § 46 Abs. 4 

§ 46 Abs. 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vergütungspflicht führt zu einer unerwünsch- 
ten Verteuerung der Schulbücher. Die Vermö- 
gensinteressen der Urheber sollten hier gegen- 
über den Interessen der Allgemeinheit an der 
Volksbildung zurücktreten. Es ist zu berücksich- 
tigen, daß kein Urheber ganz allein aus sich 
heraus schafft, sondern auf dem geistigen Ge- 
samtbesitz des Volkes aufbaut. 

Hier, bei den Interessen der Volksbildung, sollte 
der Urheber als Dank für das ihm überkommene 
Kulturgut mit einer unentgeltlichen Weitergabe 
der von ihm geschaffenen Werke an die folgen- 
den Generationen einverstanden sein. 


2. Zu § 47 Abs. 1 

a) In § 47 Abs. 1 sind nach dem Wort „Schulen" 
die Worte „sowie Einrichtungen der Lehrer- ; 
bildung und der Lehrerfortbildung" einzufü- 
gen. 

Begründung ! 

Die Ergänzung erscheint notwendig im Tnter- [ 
esse der Vertrautheit der Lehrer mit den | 
Schulfunksendungen und weil es die Aus- 
bildungspläne der genannten Einrichtungen ■ 
ebensowenig wie die Lehrpläne der Schulen 
zulassen, daß Schulfunksendungen zu der 
Zeit abgehört werden, zu der sie gesendet 
werden. 

i 

b) § 47 Abs. 1 ist durch folgenden Satz zu er- j 

ganzen: ! 

„Das gleiche gilt für Erziehungsheime der , 
Jugendfürsorge." I 

! 

Begründung ; 

Die vorgeschlagene Erweiterung erscheint er- ! 
forderlich, weil in den Erziehungsheimen der j 
Jugendfürsorge das gleiche Bedürfnis für die i 
Vervielfältigung besteht wie in den Schulen. I 

3. Zu § 53 Abs. 1 Nr. 1 

§ 53 Abs. 1 Nr. 1 ist eingangs wie folgt zu fas- ; 
Sen: 


„1. wenn die Wiedergabe keinem Erwerbszweck 
des Veranstalters dient, die Teilnehmer 
ohne Entgelt zugelassen werden oder bei 
öffentlichen Schulveranstaltungen lediglich 
ein Beitrag zur Deckung der Unkosten erho- 
ben wird und im Falle ..." 

Begründung 

Schulveranstaltungen dienen in erster Linie da- 
zu, einem interessierten Personenkreis (Eltern, 
Erzieher usw.), also der erweiterten Schulge- 
meinde, einen Überblick über den Leistungsstand 
der Schule auf bestimmten Gebieten zu geben. 
Zur Durchführung der Veranstaltungen ist es 
häufig erforderlich, gewisse Materialien käuflich 
zu beschaffen. Ebenso bedingt eine würdige und 
wirksame Ausgestaltung von Schulfeiern in vie- 
len Fällen Kosten für einfache Dekorationen, 
Miete usw. Letzteres trifft insbesondere bei 
Schulen zu, die nicht in der Lage sind, eigene 
Räume für solche Veranstaltungen zu benutzen. 
Sofern lediglich diese Kosten durch Beiträge der 
Teilnehmer gedeckt werden, müssen solche Ver- 
anstaltungen jenen gleichstehen, bei denen die 
Teilnehmer ohne Entgelt zugelassen werden. 


4. Zu § 54 Abs. 6, § 47 

a) § 54 Abs. 6 ist zu streichen. 

b) Für den Fall, daß § 54 Abs. 6 nicht bestehen- 
bleibt, ist § 47 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Vervielfältigungsstücke dürfen nur 
für den Unterricht verwendet werden und 
sind spätestens zwei Jahre nach der Herstel- 
lung unbrauchbar zu machen." 

c) Für den Fall, daß § 54 Abs. 6 bestehenbleibt, 
ist § 47 zu streichen, 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die Ausgestaltung, die der durch § 54 Abs. 6 
begründete Vergütungsanspruch gefunden hat, 
ist nicht geeignet, die dieser Bestimmung zu- 
grunde liegende ratio legis in ihrer Gesamtheit 
zu verwirklichen; zu der ratio legis des § 54 
Abs. 6 dürfte auch gehören, daß die Eigentümer 
— Endverbraucher — solcher Geräte in den un- 
mittelbaren und vollen Genuß der vorgesehenen 
Lastenfreiheit gelangen, die nach ihrer Benut- 
zungsart oder ihrer technischen Eigenart (z. B. 
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Diktiergeräte) mit Wahrscheinlichkeit zur Vor- | 
nähme der hier interessierenden Vervielfälti- i 
gungen keine Verwendung finden. Im Rahmen ; 
des auch für Vervielfältigungsgeräte üblichen | 
Vertriebssystems (Hersteller — Großhandel — 
Einzelhandel) ist — abgesehen von den reinen | 
Diktiergeräten — kein absatztechnisch sinnvoller 
und praktikabler Weg denkbar, um die von den 
Gesetzesautoren gewollte Lastenfreiheit zum un- | 
mittelbaren und uneingeschränkten Nutzen des | 
betroffenen Personenkreises sicherzustellen. Ein j 
Einheitspreis der in Frage stehenden Geräte auf 1 
der Einzelhandelsstufe, unabhängig von ihrer zu ! 
erwartenden Verwendung, wird die zwangsläu- ; 
fige Folge sein. Selbst wenn in einem solchen ^ 
Einheitspreis global die Freistellung des Her- i 
Stellers von dem Vergütungsanspruch Berücksich- ' 
tigung fände, würde das der ratio des § 54 
Abs. 6 nicht Genüge tun. t 

Da demzufolge der vom Gesetz gewollte — und 
im übrigen aus Gründen der rechtlichen Billig- 
keit unabdingbare — Interessenausgleich zwi- - 
sehen einer urheberrechtlich relevanten und , 
einer urheberrechts-neutralen Benutzung der in 1 
Betracht kommenden Vervielfältigungsgeräte auf ; 
praktisch nicht zu überwindende Schwierigkei- ; 
ten stößt, erscheint die ersatzlose Streichung des | 
Absatzes 6 jedenfalls dann als das geringere Übel, ■ 
wenn man die Auffassung für verfehlt hält, daß : 
nach der Lebenserfahrung die Fälle einer ur- : 
heberrechts-neutralen im Verhältnis zu denjeni- | 
gen einer urheberrechtlich relevanten Benutzung 
— ■ auch nicht zu bloßen Diktaten bestimmter 
Geräte! — praktisch nicht ins Gewicht fielen. 

Zu Buchstabe b 

Die derzeitige Fassung von Absatz 2 sieht eine 
Löschung am Ende des Schuljahres vor. Diese 
Frist ist entschieden zu kurz. Sie bedeutet u, U., 
daß eine in der zweiten Märzwoche aufgenom- 
mene Schulsendung bereits nach 14 Tagen oder | 
noch früher wieder gelöscht werden muß. 

Die hier vorgeschlagene Fassung entspricht dem ; 
Beschluß des Bundesrates in seiner 240. Sitzung 
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am 2. Februar 1962. Die Verlängerung der Ver- 
wendungsfrist ist mit Rücksicht auf die Lehr- und 
Ausbildungspläne erforderlich. Sie wird sich in 
der Regel auch nicht als Erlaubnis für eine Dauer- 
benutzung und damit als urheberschädlich aus- 
wirken. 

Zu Buchstabe c 

§ 54 Abs. 6 gestattet dem privaten Erwerber 
eines Aufnahmegerätes mit Zahlung der im Kauf- 
preis enthaltenen Urheberrechtsgebühr die un- 
eingeschränkte Aufnahme von Funksendungen 
und ihre beliebige sowie zeitlich nicht einge- 
schränkte Verwendung. 

§ 47 Abs. 2 erlaubt den Schulen die Verwendung 
aufgenommener Schulfunksendungen nur bis 
zum Ende eines Schuljahres. Eine spätere Ver- 
wendung ist den Schulen dann nur gegen Zah- 
lung einer angemessenen Vergütung gestattet. 
Die Schulen hätten also in diesem Falle außer 
der bereits bei Erwerb des Aufnahmegerätes 
nach § 54 Abs. 6 gezahlten Urheberrechtsgebühr 
dann noch zusätzlich eine weitere Vergütung zu 
entrichten. 

Das bedeutet eine Schlechterstellung der Schu- 
len, die nicht der ratio legis entspricht und wohl 
auch nicht vom Bundestag gewollt ist. Sie erklärt 
sich nur durch die nachträgliche Aufnahme des 
§ 54 Abs. 6, bei der die sich dann für die Schulen 
ergebenden nachteiligen Folgen des § 47 Abs. 2 
übersehen wurden. 

Die Streichung des § 47 rechtfertigt sich noch 
aus einem weiteren Grund: Solange § 54 Abs. 3 
die Zahlung einer angemessenen Vergütung an 
den Urheber für die Überspielung vorsah, war 
§ 47 lex specialis für die Schulen, die dadurch 
von der Zahlung der Vergütung befreit wurden. 
Mit Einfügung von Absatz 6 in § 54 wurde als 
logische Folge hiervon Absatz 3 gestrichen. Da- 
mit entfällt die Notwendigkeit einer Sonderstel- 
lung für die Schulen, die ebenfalls die Zahlung 
der Urheberrechtsgebühr bei Erwerb eines Auf- 
nahmegerätes zu zahlen haben. 
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